
Diese PDF-Datei zeigt den Bebauungsplan Nummer 04/018 Niederkasseler Lohweg 20 mit graphischen und textlichen Festsetzungen, der Legende, eine Verfahrensleiste sowie das Stempelfeld der Landeshauptstadt Düsseldorf.

Der hier gezeigte Bebauungsplan dient lediglich zu Informationszwecken. Für eine rechtsverbindliche Auskunft sprechen Sie bitte mit der oder dem jeweiligen Ansprechpartner. Auf die Homepage der Landeshauptstadt Düsseldorf wird verwiesen.

Weitere Informationen erhalten Sie im Service Center des Vermessungs- und Liegenschaftsamtes. Nachfolgend werden technische Angaben der Liegenschaftskarte vorgelesen. Dies ist technisch bedingt.
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PLANUNTERLAGE: Stadtgrundkarte und Angaben aus dem Kataster

Aufgrund des Beschlusses des Ratsausschusses

für Planung und Stadtentwicklung der Stadt vom

       wurde gemäß § 13a Abs. 3 BauGB

bekannt gemacht, dass der Bebauungsplan der

Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren

ohne Durchführung einer Umweltprüfung gemäß

§ 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt werden soll.

Die aufgrund des Beschlusses des Ratsaus-

schusses für Planung und Stadtentwicklung der

Stadt vom                                nach § 3 Abs. 1 BauGB

durchzuführende Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgte

am

Der Ratsausschuss für Planung und Stadt-

entwicklung der Stadt hat am                                  die

Aufstellung eines Bebauungsplanes gemäß

§ 2 Abs. 1 BauGB beschlossen.

Der Ratsausschuss für Planung und Stadt-

entwicklung der Stadt hat am

dem Entwurf und seiner Begründung für die

öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB

zugestimmt.

Dieser Plan hat mit der Begründung gemäß

§ 3 Abs. 2 BauGB nach ortsüblicher Bekannt-

machung  im  Düsseldorfer  Amtsblatt  Nr.

vom                        in der Zeit vom                           bis

einschließlich                            öffentlich ausgelegen.

Der Ratsausschuss für Planung und Stadt-

entwicklung der Stadt hat am

den Änderungen und Ergänzungen und der

erneuten öffentlichen Auslegung zugestimmt.

Dieser Plan hat mit der Begründung gemäß

§ 3 Abs. 2 i. V. m. § 4a Abs. 3 BauGB nach

ortsüblicher Bekanntmachung im Düsseldorfer

Amtsblatt Nr.           vom                            in der Zeit

vom                          bis einschließlich

bezüglich / aufgrund der Änderungen und

Ergänzungen öffentlich ausgelegen.

Der Rat der Stadt hat diesen  Plan  einschließlich

der  Änderungen und Ergänzungen gemäß

§ 10 Abs. 1 BauGB in seiner Sitzung am

als Satzung beschlossen.

Der Beschluss des Rates vom

und die öffentliche Auslegung dieses Bebauungs-

planes mit der Begründung sind lt. Bekannt-

machungsanordnung vom                                       im

Düsseldorfer Amtsblatt Nr.             vom

gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt

gemacht worden.
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BEGRENZUNGSLINIEN

gemäß Baunutzungsverordnung in der Fassung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786)

ART DER BAULICHEN NUTZUNG MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
BAUWEISE SONSTIGES

reines Wohngebiet

Kleinsiedlungsgebiet

allgemeines Wohngebiet

besonderes Wohngebiet

Mischgebiet

Kerngebiet

Urbanes Gebiet

Gewerbegebiet

Industriegebiet

eingeschränktes Gewerbegebiet

Sondergebiet

Stand der Planunterlage: Juni 2016 Koordinatensystem: ETRS 489 UTM 32 N

1. überbaubare Fläche 2. nicht überbaubare Fläche

Dorfgebiet

Kreisgrenze (Stadtgrenze)

Gemarkungsgrenze

Flurgrenze

Gebäudegrenze

Topographische Linie

(Mauer, Zaun, Fahrbahn-

rand usw.)

Bundesstraße mit Nummer

Landstraße mit Nummer

Kreisstraße mit Nummer

Flurstücksgrenze

K 7

L 228

B 326

Gebäude mit Zahl

der Vollgeschosse

und Hausnummer

III

31

Arkarde, Durchfahrt,

offene Halle

Baum

Geländehöhe in Meter über

Normalnull (NN)

Zahl der Vollgeschosse offene Bauweise

abweichende Bauweise

geschlossene Bauweise

nur Doppelhäuser zulässig

nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig

nur Hausgruppen zulässig

nur Einzelhäuser zulässig

o

g

a

Flächen für oberirdische

Stellplätze (St)

Garagen (Ga)

Tiefgarage (TGa)

Zufahrten, Rampen entsprechend

der jeweiligen Beschriftung

z.B.

St

Einfriedungsmauer

ggf. mit Höhenangabe

(§ 86 BauO NRW)

zul.

erf.

Garagengeschoss

Oberkante über

Straßenhöhe über NN

OK

Gg

33,21

als Parkplatz vorgesehen

P

04/01804/01804/018 04/018 04/01804/01804/01804/01804/018

Wenn die Straßenbegrenzungslinie mit der Baulinie

bzw. der Baugrenze zusammmenfällt, ist die Signatur

der Baulinie bzw. der Baugrenze eingetragen worden.

Höchstgrenze

zwingend

Mindest- und

Höchstmaß

Grundflächenzahl

Baumassenzahl

Geschoßflächenzahl

Gebäudehöhe

Wandhöhe zwingend

Maximale Gebäudehöhe

bezogen

auf Meter

über NN

z.B.

z.B.

z.B.

z.B.

z.B.

z.B.

GH

WH =

GH max.

VII

III-IV

0,4

2,0

0,4

VII

Firstrichtung

Satteldach

Flachdach

Dachneigung

Pultdach

SD

FD

Dn

PD

Mit Geh- und Fahrrechten

zu belastende Flächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

GF

Wandhöhe mindestens 48,3

Meter über Normalnull

Wandhöhe mindestens 51,2

Meter über Normalnull

Wandhöhe mindestens 57,5

Meter über Normalnull

Sozialer Wohnungsbau

Kindertagesstätte

Koordinaten der Baufenster: ETRS 489 UTM 32 N

Öffentliche Verkehrsfläche

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 11 BauGB)

Flächen zum Anpflanzen von

Bäumen und Sträuchern

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a)

Koordinatenpunkt Nr. z.B.

Gebäudefronten mit Lärmschutz

gem. Nr. 7.1 der textlichen

Festsetzungen: Baugrenzen mit

Beurteilungspegeln (gem. DIN

18005-1: Juli 2002) >= 63 dB(A)

tags und / oder mit Beurteilungs-

pegeln >= 55 dB(A) nachts

E

ED

D

H

Grenze des räumlichen

Geltungsbereichs

Baulinie

Baugrenze

Straßenbegrenzungslinie

bzw. Begrenzung sonstiger

öffentlicher Verkehrsflächen

Bebauungsplan

Nr. 04/018

- Niederkasseler Lohweg 20 -

Maßstab: 1:500
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1 32341842.189 5679075.052

2 32341840.466 5679099.580

3 32341857.877 5679161.784

4 32341905.225 5679114.963

5 32341932.058 5679096.654

6 32341914.226 5679091.535

7 32341902.663 5679088.215

8 32341874.885 5679080.241

9 32341910.890 5679084.953

10 32341906.040 5679083.700

11 32341902.240 5679096.937

12 32341900.307 5679101.134

13 32341897.172 5679103.075

14 32341883.851 5679101.033

15 32341866.947 5679094.763

16 32341857.091 5679098.378

17 32341855.070 5679127.150

18 32341875.801 5679159.093

19 32341938.016 5679118.716

20 32341942.696 5679094.681

21 32341937.921 5679093.043

22 32341935.066 5679107.707

23 32341929.305 5679119.004

24 32341885.635 5679147.345

25 32341878.134 5679149.829

26 32341867.052 5679139.735

27 32341863.453 5679132.093

28 32341860.589 5679126.011

29 32341859.439 5679114.905

30 32341861.567 5679106.025

31 32341868.845 5679101.210

32 32341879.897 5679102.904

33 32341901.404 5679110.317

34 32341883.049 5679116.991

35 32341902.242 5679110.606

36 32341904.258 5679108.027

Hinweise

Wandhöhe mindestens 56,7

Meter über Normalnull

D

     Kita

a

Bedingte Festsetzung

(gemäß Nr. 10.1 der

textlichen Festsetzung)

Spielbereich im Innenhof

Potentielle Überschreitung des

Immissionsrichtwertes der

TA Lärm für allgemeine

Wohngebiete (tags/nachts)

Abgrenzung Teilfläche A

     60t/45n

33,21

Der Oberbürgermeister

Stadtplanungsamt

Im Auftrag

Für die Richtigkeit der Planunterlage und der

zeichnerischen Darstellung:

Angefertigt: Düsseldorf den

Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur

Wandhöhe gleich 56,7

Meter über Normalnull

E

1
8
0
°

Dieser Plan enthält Festsetzungen nach § 9 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der

Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), der Baunutzungsverordnung

(BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786) und der

Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung 2018 - BauO NRW

2018) vom 21.07.2018 (GV. NRW. 2018 S. 421).

Soweit in den textlichen Festsetzungen Bezug genommen wird auf technische

Regelwerke - VDI-Richtlinien, DIN-Vorschriften sowie Richtlinien anderer Art - werden

diese zur Einsicht bei der auslegenden Stelle bereitgehalten.

Die Entwässerung wird nach dem allgemeinen Kanalisationsplan durchgeführt.

I. Textliche Festsetzungen

1. Art der baulichen Nutzung

(§ 9 Absatz 1 Nummer 1 BauGB)

1.1 Allgemeines Wohngebiet (WA)

(§ 4 in Verbindung mit § 1 BauNVO)

Zulässig sind

- Wohngebäude,

- die der Versorgung des Gebiets dienenden Schank- und Speisewirtschaften,

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke,

- Anlagen für soziale Zwecke, Zweckbestimmung Kindertagesstätte, nur im

Erdgeschoss der mit VII beziehungsweise VIII gekennzeichneten überbaubaren

Grundstücksfläche.

Ausnahmsweise zulässig sind

- sonstige nicht störende Handwerksbetriebe,

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes mit weniger als 100 Betten beziehungsweise

weniger als 80 Gästezimmern,

- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,

- Anlagen für Verwaltungen.

Unzulässig sind

- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden,

- Anlagen für sportliche Zwecke,

- Gartenbaubetriebe,

- Tankstellen.

2. Stellplätze und Garagen

(§ 9 Absatz 1 Nummer 4 und Absatz 3 BauGB in Verbindung mit § 12 BauNVO)

Stellplätze sind nur in Tiefgaragen zulässig.

3. Nebenanlagen

(§ 14 BauNVO)

Einrichtungen und Anlagen für die Tierhaltung und Kleintierhaltung sind unzulässig.

4. Maß der baulichen Nutzung

(§ 9 Absatz 1 Nummer 1 BauGB in Verbindung mit § 16 BauNVO in Verbindung mit § 19

BauNVO)

4.1 Geschosse

Geschosse oberhalb des obersten festgesetzten Geschosses sind nicht zulässig.

4.2 Grundfläche

Die festgesetzte Grundfläche darf durch an Gebäude angrenzende Terrassen und

Nebenanlagen, im Sinne des § 14 BauNVO, um bis zu 50 % überschritten werden.

4.3 Tiefgarage und ihre Zufahrt

Die festgesetzte Grundfläche darf durch die Fläche der Tiefgarage und ihrer Zufahrt bis

zu einer Grundflächenzahl von 0,8 überschritten werden.

5. Überbaubare Grundstücksfläche

(§ 23 BauNVO)

5.1 Vortreten von der Baulinie/Baugrenze

Ein Vortreten vor die mit WH = 94,0 m über Normalnull festgesetzte Baulinie bis zu 1,6 m

(gemäß § 6 Absatz 6 BauO NRW) durch Balkone ist zulässig.

5.2 Baugrenzen dürfen durch auskragende Balkone mit einer Tiefe von 2,5 m und bis zu einer

Breite von 50 % der Länge der jeweiligen Außenwand einer Geschossebene überschritten

werden. In der Summe ist die Breite aller auskragenden Balkone aller Geschossebenen

auf das 3-fache der jeweiligen Fassadenlänge begrenzt.

5.3 Baulinien und Baugrenzen dürfen durch Terrassen bis zu einer Tiefe von 3,5 m und einer

Breite von jeweils bis zu 8 m überschritten werden.

6. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte

(§ 9 Absatz 1 Nummer 21 BauGB)

Die im Plan mit GF festgesetzte Fläche ist mit einem Gehrecht zugunsten der

Allgemeinheit und mit einem Fahrrecht zugunsten von Feuerwehr- und

Rettungsfahrzeugen zu belasten.

7. Schutzmaßnahmen vor schädlichen Umwelteinwirkungen

(§ 9 Absatz 1 Nummer 24 BauGB)

7.1 Passiver Schallschutz

Bei Neu-, Um- und Anbauten von Gebäuden oder Nutzungsänderungen mit

schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen sind technische Vorkehrungen entsprechend der

jeweils bei Einreichung des Bauantrags als technische Baubestimmung eingeführten

Fassung der DIN 4109 vorzusehen.

7.1.1 An Gebäudefronten, die an den mit Schrägschraffur (/////) gekennzeichneten Baulinien

oder Baugrenzen, parallel zu diesen oder in einem Winkel bis 90° zu letzteren stehen, ist

bei Neu-, Um- und Anbauten oder Nutzungsänderungen von Gebäuden für

Aufenthaltsräume in Wohnungen und Übernachtungsräume (auch in Kindertagesstätten),

die nur Fenster zu den Fassaden mit dieser Signatur besitzen, eine ausreichende

Belüftung bei geschlossenen Fenstern und Türen sicherzustellen. Dabei ist zu

gewährleisten, dass das erforderliche Schalldämmmaß des Außenbauteils gemäß

Nachweis nach Nummer 7.1 nicht unterschritten wird.

7.2 Es können Ausnahmen von der Festsetzung Nummer 7.1 zugelassen werden, soweit

durch ein Sachverständigenbüro für Schallschutz nachgewiesen wird, dass andere

geeignete Maßnahmen für die Einhaltung der Anforderungen ausreichen.

7.3 Schutzvorkehrungen bei Tiefgaragen

7.3.1 Bei baulichen Anlagen, die von Kraftfahrzeugen befahren werden, ist bautechnisch

sicherzustellen, dass Geräusche beim Überfahren von Entwässerungsrinnen und beim

Bewegen von Rolltoren nach dem Stand der Lärmminderungstechnik reduziert werden.

7.3.2 Tiefgaragen sind über Dach der aufstehenden und angrenzenden Gebäude zu entlüften.

Eine Ausnahme von dieser Festsetzung ist möglich, wenn über ein mikroskalisches

Ausbreitungsgutachten der Nachweis erbracht wird, dass die Grenzwerte gemäß der 39.

Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchV) an der

Rampe und den Lüftungsschächten eingehalten werden.

8. Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

(§ 9 Absatz 1 Nummer 25 a und b BauGB)

8.1 Begrünung

Mindestens 40 % der Grundstücksflächen sind mit einer strukturreichen Mischvegetation

aus standortgerechten Bäumen, Sträuchern, Bodendeckern und Rasen dauerhaft zu

begrünen. Die zeichnerisch festgesetzte Fläche mit Pflanzgebot wird auf den

nachzuweisenden Grünflächenanteil angerechnet.

8.2 Baumpflanzungen

Innerhalb der nach Nummer 8.1 nachzuweisenden Grünfläche sind mindestens

21 Laubbäume mit Bodenanschluss zu pflanzen, davon 5 Bäume in der zeichnerisch

festgesetzten Fläche mit Pflanzgebot. Als Mindestpflanzqualität gilt: Hochstamm oder

Stammbusch, 4-mal verpflanzt mit Ballen, Stammumfang 20 - 25 cm, gemessen in 1 Meter

Höhe. Die im Maßnahmenplan des Grünordnungsplans (GOP) gekennzeichneten

Standorte können im Rahmen der Ausführungsplanung verschoben werden. Die

Standräume der Bäume sind nach der FLL-Empfehlung, entsprechend der jeweils bei

Einreichung des Bauantrages als Richtlinie eingeführten Fassung, vorzusehen. Die

Bäume sind fachgerecht zu pflanzen. Je Baum ist eine offene Baumscheibe von 6 m² und

eine durchwurzelbare Pflanzgrube mit mindestens 12 m³ zu sichern.

8.3 Überdeckung von Tiefgaragen oder unterirdischen Gebäudeteilen

Auf Tiefgaragendecken oder unterirdischen Gebäudeteilen ist - soweit sie nicht durch

Gebäude oder Verkehrsflächen überbaut werden - eine Vegetationsfläche, bestehend aus

einer mindestens 60 cm starken Bodensubstratschicht zuzüglich einer Drainschicht,

fachgerecht aufzubauen. Für Großsträucher ist die Bodensubstratschicht auf 80 cm

(zuzüglich Drainschicht) zu erhöhen. Für Baumstandorte ist die Bodensubstratschicht

auf mindestens 1,30 m (zuzüglich Drainschicht) zu erhöhen. Das durchwurzelbare

Substratvolumen muss mindestens 50 m³ je Baumstandort betragen.

8.4 Dachbegrünung

Flachdächer und flach geneigte Dächer bis maximal 15° Dachneigung sind, oberhalb des

obersten Geschosses unter Beachtung der brandschutztechnischen Bestimmungen, mit

einer standortgerechten Vegetation extensiv zu begrünen. Die Stärke der Substratschicht

muss mindestens 12 cm zuzüglich einer Drainschicht betragen. Das

Dachbegrünungssubstrat ist entsprechend der jeweils bei Einreichung des Bauantrages

als Richtlinie eingeführten Fassung der FLL-Richtlinie vorzusehen. Von der

Dachbegrünung ausgenommen sind Terrassen sowie verglaste Flächen und technische

Aufbauten, soweit sie gemäß anderer Festsetzungen auf der Dachfläche zulässig sind

und die Dachfläche des Hochhauses. Diese Ausnahme von der Verpflichtung zur

Begrünung gilt nicht für Dachflächen unter aufgeständerten Photovoltaikanlagen.

8.5 Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Die Begrünung ist dauerhaft zu erhalten und bei Entfall zu ersetzen.

9. Bedingte Festsetzungen

(§ 9 Absatz 2 in Verbindung mit § 9 Absatz 1 Nummer 24 BauGB)

9.1 In den Teilen des allgemeinen Wohngebietes mit der Bezeichnung a in Raute ist die

Nutzungsaufnahme für Wohnungen sowie Beherbergungsbetriebe so lange unzulässig,

bis die mit VIII im Kreis, XIX im Kreis und V im Kreis (Teilfläche A) gekennzeichneten

überbaubaren Grundstücksflächen entsprechend der Festsetzung des Bebauungsplanes

bebaut sind oder innerhalb dieser Fläche eine ausreichende, anderweitige Abschirmung

errichtet ist. Die Abschirmung muss für die mit a in Raute gekennzeichneten Teile die

Einhaltung der Richtwerte der Technischen Anleitung zum Schutz vor Lärm (TA Lärm) für

allgemeine Wohngebiete am nächstgelegenen Immissionsort mit 55 dB(A) tags und

40 dB(A) nachts sicherstellen.

9.2 Es können Ausnahmen von der Festsetzung Nummer 9.1 zugelassen werden, soweit

durch einen Sachverständigen für Schallschutz nachgewiesen wird, dass durch andere

geeignete Maßnahmen die Anforderungen der TA Lärm eingehalten werden.

10. Gestalterische Festsetzungen

(§ 9 Absatz 4 BauGB in Verbindung mit § 89 BauO NRW)

10.1 Dachform

Es sind nur Flachdächer und geneigte Dächer mit einer Neigung von maximal 15°

zulässig.

10.2 Dachaufbauten

Technische Aufbauten und Anlagen wie Antennen, Heizungs- und Lüftungsanlagen,

Treppenräume, Treppenanlagen und Fahrstuhlüberfahrten sind nur bis maximal 15 % der

Grundfläche des darunter liegenden Geschosses sowie nur oberhalb des obersten

Geschosses bis zu einer Höhe von maximal 2 m zulässig. Ausgenommen hiervon sind

Anlagen zur regenerativen Energiegewinnung.

Technische Aufbauten und Anlagen sind um das Maß ihrer Höhe von der Außenkante des

darunter liegenden Geschosses zurückzusetzen.

Als Bezugspunkt für die Höhe der Dachaufbauten gilt die Oberkante der Attika des

darunter liegenden Geschosses.

10.3 Bewegliche Abstellbehälter und Großmüllbehälter

Dauerhafte Aufstellplätze für bewegliche Abfallbehälter und Großmüllbehälter sind in

Tiefgaragen oder Gebäuden zu integrieren oder durch bauliche oder gärtnerische

Maßnahmen (zum Beispiel Hecken- oder Strauchpflanzungen) so abzuschirmen, dass sie

nicht einsehbar sind.

10.4 Einfriedung

Die den Erdgeschosswohnungen zugeordneten Gartenflächen sind an den Außengrenzen

und untereinander mit einer maximal 1,40 m hohen, geschnitten Laubholzhecke

einzufassen, so wie im Maßnahmenplan des Grünordnungsplanes (GOP) dargestellt.

Ausnahmsweise sind Zäune bis zu einer Höhe von 1,40 m zulässig, sofern sie in die

Heckenpflanzung integriert sind. Bei Kindergärten oder Kindertagestätten sind höhere

Einfriedungen zulässig.

II. Nachrichtliche Übernahme

(§ 9 Absatz 6 BauGB)

Das Plangebiet liegt im Bauschutzbereich des Verkehrsflughafens Düsseldorf

International. Bauvorhaben innerhalb des Plangebietes unterliegen den sich aus § 12

Luftverkehrsgesetz (Luft VG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10.05.2007

(Bundesgesetzblatt Teil 1 Seite 698), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 11 des

Gesetzes vom 20. Juli 2017 (Bundesgesetzblatt Teil 1 Seite 2808), ergebenden

Beschränkungen. Bauvorhaben, welche die nach §§ 12 bis 17 Luft VG festgesetzten

Höhen überschreiten, bedürfen einer besonderen luftrechtlichen Zustimmung.

III. Hinweise

1. Niederschlags- und Schmutzwasserbeseitigung

Das im Plangebiet anfallende Niederschlags- und Schmutzwasser ist dem öffentlichen

Mischwasserkanal zuzuleiten.

2. Bodendenkmalpflege

Bei Erdeingriffen im Plangebiet wird auf die Meldepflicht und das Verhalten bei der

Entdeckung von archäologischen Bodenfunden gemäß §§ 15 und 16

Denkmalschutzgesetz (DSchG NRW) hingewiesen.

3. Kampfmittelbeseitigung

Die Existenz von Kampfmitteln kann im Plangebiet nicht gänzlich ausgeschlossen

werden. Vor Baubeginn ist deswegen der Kampfmittelbeseitigungsdienst der

Bezirksregierung Düsseldorf zu beteiligen.

Sofern Bodeneingriffe stattfinden, ist im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens die

Überprüfung der zu überbauenden Fläche auf Kampfmittel durch den Kampf-

mittelbeseitigungsdienst für den Nachweis der Kampfmittelfreiheit notwendig.

Sofern auf den zu prüfenden Flächen Auffüllungen oder Aufschüttungen vorhanden sind,

sind diese bis auf den gewachsenen, sauberen Boden abzuschieben.

Bei Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen, wie Rammarbeiten,

Pfahlgründungen, Verbauarbeiten et cetera ist eine Sicherheitsdetektion durchzuführen.

Im Falle eines Kampfmittelfundes sind aus Sicherheitsgründen die Erdarbeiten sofort

einzustellen und umgehend die Feuerwehr unter der Rufnummer 112 zu benachrichtigen.

4. Standorte für Transformatoren

Die Standorte für Transformatoren im Plangebiet sind im Rahmen des Bau-

genehmigungsverfahrens mit der Stadtwerke Düsseldorf AG abzustimmen.

5. Löschwasserversorgung

Der Grundschutz zur Löschwasserversorgung im Plangebiet ist im Rahmen der

Erschließungsplanung sicherzustellen.

6. Grünordnungsplan

Zum Bebauungsplan wurde ein Grünordnungsplan erarbeitet, der die Gestaltung und die

Bepflanzung konkretisiert. Die Gestaltungs- und Ausführungsplanung der Grünflächen ist

durch ein qualifiziertes Fachbüro mit dem Garten-, Friedhofs- und Forstamt der

Landeshauptstadt Düsseldorf als Fachbehörde abzustimmen.

7. Dach- und Tiefgaragenbegrünung

Der Begrünungsaufbau, die verwendeten Materialien und Substrate für die Tiefgaragen-

und Dachbegrünung sind gemäß der „FLL-Richtlinie für die Planung, Ausführung und

Pflege von Dachbegrünungen“, in der bei Einreichung des Bauantrages als Richtlinie

eingeführten Fassung, auszuführen (FLL = Forschungsgesellschaft Landschaftsent-

wicklung Landschaftsbau e. V., Bonn).

8. Artenschutz

Im Bebauungsplan ist das Vorkommen von Quartieren der nach Anhang IV der

FFH-Richtlinie streng geschützten Zwergfledermäuse nicht nachgewiesen worden, kann

aber auch nicht ausgeschlossen werden. Vor Abbruchmaßnahmen sind die baulichen

Anlagen in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde durch einen Fachgutachter

auf mögliche Gebäudequartiere zu untersuchen.

Am vorhandenen Bürogebäude befinden sich Nistplätze des Mauerseglers, die beim

Abbruch zerstört werden. Zur Vermeidung des Tötungsverbotes nach § 44 Absatz 1

Nummer 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sind die Abbrucharbeiten außerhalb

der Besetzung der Niststätten durchzuführen. Für die Zerstörung der Nistplätze ist vorab

im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens ein Antrag auf Beseitigung bei der Unteren

Naturschutzbehörde zu stellen. Bestandteil einer möglichen Genehmigung werden die in

der Artenschutzrechtlichen Prüfung geforderten Ersatzquartiere am Neubau sowie

gegebenenfalls weitere vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen.

Entsprechend den gesetzlichen Vorgaben des § 39 Absatz 5 BNatSchG sollen notwendige

Baumfällungen und Gehölzrodungen nur außerhalb der Brutzeiten, also vom 1. Oktober

bis zum 28. (29.) Februar, durchgeführt werden.

Eine ökologische Baubegleitung der Abbrucharbeiten durch eine fachkundige Person ist

in jedem Fall erforderlich.

9. Luftreinhalteplan und Umweltzone

Das Plangebiet befindet sich innerhalb des (erweiterten) Luftreinhalteplangebietes und

innerhalb einer ausgewiesenen Umweltzone.

10. Wasserschutzzone

Das Plangebiet liegt innerhalb der Wasserschutzzone III des Wasserschutzgebietes

Lörick.

11. Hochwasser

Das Plangebiet befindet sich gemäß der Hochwassergefahrenkarten der Bezirksregierung

Düsseldorf innerhalb eines Hochwasserrisikogebietes (HQextrem) gemäß § 78 b

Wasserhaushaltsgesetz (WHG).

12. Schallschutz/Vorbelastung

Die zeichnerisch mit 60t/45n dargestellten Bereiche unterliegen, aufgrund benachbarter

gewerblicher Nutzungen, einer Vorbelastung mit Beurteilungspegeln, die die

Immissionsrichtwerte nach TA Lärm (Nummer 61 Buchstabe d) für ein Kerngebiet (MK)

mit 60 dB(A) tags / 45 dB(A) nachts erreichen können. Entsprechende Lärmbelastungen

durch vorhandene und auch zukünftige Betriebe im angrenzenden Kerngebiet sind zu

dulden. Gesunde Wohnverhältnisse werden hierdurch nicht beeinträchtigt.

13. Windkomfort

Für Bereiche mit gegebenenfalls unbefriedigendem Windkomfort und ohne Windgefahren

sind Windschirme als Minderungsmaßnahme zu empfehlen.

An der Südostecke des Wohnhochhauses wurde bei einer exemplarischen Untersuchung,

für die Balkone zwischen dem 12. und 16. Geschoss, eine Windgefahr festgestellt. Im

Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens ist zu prüfen, ob Minderungsmaßnahmen (zum

Beispiel Windschirme) vorzusehen sind.

14. Feste Brennstoffe

Es besteht eine ordnungsbehördliche Verordnung über die Einzelraumfeuerungsanlagen

für feste Brennstoffe (Düsseldorfer Festbrennstoffverordnung - FBStVO in der derzeit

gültigen Fassung).

IV. Bisher gültiges Planungsrecht (räumliche Überlagerung durch neues Planungsrecht)

Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes werden in seinem Geltungsbereich die bisher

gültigen Bebauungspläne oder Teile von Bebauungsplänen durch neues Planungsrecht

überlagert. Betroffen sind die Bebauungspläne mit der Nummer

- 5178/31

- 5178/42
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